
 
 

 

 

Stadtverwaltung 
Bad Kreuznach 
Stadtbauamt  

  14.11.2017 

 

Einladung 
 
 

Zu einer Sitzung des Ausschusses für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr  
laden wir Sie für 

 

Donnerstag, den 23. November 2017, um 17:30 Uhr 
 

in den großen Sitzungssaal der Kreisverwaltung, Salinenstraße 47 ein. 

 
 
Tagesordnung: Drucksache Nr. 
 
Öffentliche Sitzung  
 
1. Haus der Stadtgeschichte, Raumlufttechnische Anlage; Auftragsvergabe 17/382 

 
2. Mitteilungsvorlage: Stadtumbau „Kernbereich Bad Münster“ - Vorstellung der  17/383 

Ergebnisse aus den Workshops sowie von Maßnahmenvorschlägen 
 

3. Mitteilungsvorlage: Wohnbauentwicklung Humperdinckstraße / Hohe Bell 17/385 
 

4. Bebauungsplan „Spelzgrunder Weg, Weinsheimer Str. Gutenberger Straße, 16/264 
Im Winzenfeld“ (Nr. 14/1, 4. Änderung); 
a. Abwägung der Stellungnahmen aus der Offenlage 
b. Satzungsbeschluss 
c. Anpassung des Flächennutzungsplans 

 
5. Bebauungsplan „Zwischen Nahe, Kurhausstraße und Dr.-Alfons-Gamp-Straße“ 15/293  

(Nr. 12/13); Beschluss über die Verlängerung der Veränderungssperre 
 

6. Neufassung der Satzung der Stadt Bad Kreuznach über die Festlegung eines 17/333 
Geldbetrages zur ersatzweisen Erfüllung der Verpflichtung zur Herstellung not- 
wendiger Stellplätze und Garagen (Stellplatzsatzung)                                                                                         
(Vorlage liegt bereits vor) 

 
7. Mitteilungsvorlage: Aufstellung eines Bebauungsplanes und Änderung des 17/384 

Flächennutzungsplanes im Bereich der alten Gärtnerei Ebernburg 
 

8. Antrag der CDU betr. Verbesserung Kurhausstraße 17/362 
 
9. Anfrage der CDU betr. Verkehrssituation in Bad Kreuznach 17/390 
 
10. Mitteilungen und Anfragen 

a. Ortsbeirat Planig: Maßnahmen für den Haushalt 2018 
b. Ortsbeirat Planig: Spielplatz Jupiterstraße  
c. Ortsbeirat Bosenheim: Ausbau des Wirtschaftsweges zum Gewerbegebiet  

P7 als Fuß- und Fahrradweg 
d. Ortsbeirat Bosenheim: Nutzungsänderung des Areals zwischen Schwimmbad  

und Sportplatz (Parzelle 34/1 und 149/4, Flur 6) 



 

 

Stadtverwaltung Bad Kreuznach Beschlussvorlage 
 

x öffentlich  nichtöffentlich 

 
 
Fachabteilung/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

Stadtbauamt 60/650 16.11.2017 17/382 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr 23.11.2017 

  

  

  

Betreff 

Haus der Stadtgeschichte, RLT Raumlufttechnik; Auftragsvergabe 
 
Beschlussvorschlag 

Der Ausschuss beschließt den Auftrag für die Lieferung und Montage der Lüftungs- und RLT 
Anlage an die Fa. Schupp GmbH & Co. KG, Idar-Oberstein mit einer Auftragssumme von 
151.897,44 € zu vergeben. 
 
Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr  23.11.2017  1 

Beratung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 
   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 

Beschlussausfertigungen an: 
 
 
 



 

 

Problembeschreibung / Begründung 

 
 

Sichtvermerke der Dezernenten Sichtvermerke der 
Oberbürgermeisterin 

Sichtvermerke: 

Rechtsamt: 

Kämmereiamt 

 

 
Im Zuge der Baumaßnahme Haus der Stadtgeschichte ist beabsichtigt, die Lieferung und Montage 
der Lüftungs- und RLT Anlage zu beauftragen.  
 
Die Baumaßnahme wird vom Land gefördert. 
 
Die Baudurchführung ist von Februar 2018 bis Juni 2018 geplant. 
 
Für die Arbeiten wurde eine öffentliche Ausschreibung durchgeführt. Sechs Firmen haben ein 
Angebot abgegeben. 
 
Die Mindestbieterin Fa. Schupp GmbH & Co. KG, Idar-Oberstein, ist mit einer Angebotssumme 
von 151.897,44 € nach fachtechnischer, wirtschaftlicher und sachlicher Prüfung der 
wirtschaftlichste Bieter. 
  
Haushaltsmittel stehen auf der Haushaltsstelle INV-25220-002 im Haushalt 2018 für das Projekt in 
ausreichender Höhe zur Verfügung. 
 
 
 
Anlagen: Vergabevorschlag mit Stempel RPA 



Stadtverwaltung Bad Kreuznach Mitteilungsvorlage 

 

x öffentlich  nichtöffentlich 

 
 

Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

6/610 26.10.2017 17/383 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr 23.11.2017 

  

Betreff 

Stadtumbau „Kernbereich Bad Münster“ - Vorstellung der Ergebnisse aus den Workshops 

sowie von Maßnahmenvorschlägen 

 

 

Inhalt der Mitteilung: 

Am 25.09.2017 fand in Bad Münster am Stein ein Bürgerworkshop und am 27.09.2017 ein Famili-

enworkshop statt. Ziel der Workshops war es zunächst, den Bürgern die Ergebnisse der Be-

standsaufnahme und –analyse vorzustellen. Nach dieser Vorstellung wurden an verschiedenen 

Stationen Maßnahmenvorschläge von den Bürgern eingebracht und diskutiert. Die gesammelten 

Vorschläge wurden auf Pinnwänden festgehalten und stellen die Grundlage für die später im inte-

grierten städtebaulichen Entwicklungskonzept (ISEK) festgelegten Stadtumbaumaßnahmen dar. 

Im Gegensatz zum Bürgerworkshop wurden im Familienworkshop neben den Maßnahmenvor-

schlägen auch Stärken und Schwächen, explizit aus Sicht der Familien, diskutiert und festgehal-

ten. 

Da gemäß Baugesetzbuch auch Kinder in den Planungsprozess einzubinden sind wird in Ergän-

zung des Beteiligungsprozesses am 03.11.2017 eine Stadtsafari mit Kindern der Grundschule Bad 

Münster am Stein durchgeführt. 

Die Ergebnisse des Beteiligungsprozesses werden durch das beauftragte Büro FIRU mbH aus 

Kaiserslautern in der Ausschusssitzung vorgestellt. Des Weiteren wird das Büro eine erste Emp-

fehlung der hieraus abgeleiteten Maßnahmenvorschläge mit Handlungsschwerpunkten für das 

ISEK aufzeigen.  

 

Informationen zum Stadtumbauprozess können auch auf der Homepage www.stadtumbau-bme.de 

abgerufen werden. 



Stadtverwaltung Bad Kreuznach Mitteilungsvorlage  x öffentlich  nichtöffentlich   Amt/Aktenzeichen Datum Drucksachen-Nr. (ggf. Nachträge) 610 27.10.2017 17/385 
Beratungsfolge Sitzungstermin Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr 23.11.2017 
  
  
   
Betreff 
Wohnbauentwicklung Humperdinckstraße / Hohe Bell  Inhalt der Mitteilung:  Im Bereich zwischen Humperdinckstraße und Hohe Bell liegen Grundstücke der Stadt Bad Kreuznach. Die DBA Deutsche Bauwert AG hat Interesse die Grundstücke zu erwerben und die-se mit Wohngebäuden zu bebauen.  

 Städtische Grundstücke  



Fortsetzung der Mitteilung Der Investor möchte Mehrfamilienhäuser errichten. Weiterhin hat er zugesagt sich vertraglich zu verpflichten sozialen Wohnraum zu schaffen.  In Zusammenhang mit der Erstellung der Wohnbebauung soll auch die Erschließung Richtung Neubaugebiet Weingärten 2. Bauabschnitt weiter geführt werden. Der Investor wird sein Bebauungskonzept im Rahmen der Sitzung vorstellen.  

 Voraussichtliches Plangebiet, mit umliegenden Planungen  Sichtvermerke der Dezernen-ten: Sichtvermerk der Oberbürgermeisterin: Sichtvermerke: Rechtsamt:    Kämmereiamt:      



Stadtverwaltung Bad Kreuznach Beschlussvorlage 
 

x öffentlich  nichtöffentlich 
 
 
Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

6/61 25.10.2017 16/264 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr 23.11.2017 

  

Betreff 
Bebauungsplan „Spelzgrunder Weg, Weinsheimer Str. Gutenberger Straße, Im Winzenfeld“ 
(Nr. 14/1, 4. Änderung);  
a. Abwägung der Stellungnahmen aus der Offenlage 
b. Satzungsbeschluss 
c. Anpassung des Flächennutzungsplans 
 
Beschlussvorschlag 
Der Ausschuss empfiehlt dem Stadtrat, 
a. die Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden nach §4 

Abs.2 BauGB gemäß Abwägungsvorschlag (Anlage 2) zu beschließen und zur Kenntnis zu 
nehmen, dass keine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit nach §3 Abs. 2 BauGB eingegan-
gen sind. 

b. dem vorliegenden Entwurf zuzustimmen, den Bebauungsplan  mit örtlichen Bauvorschriften 
gem. § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 88 LBauO bestehend aus der Planzeichnung mit Textfestset-
zungen gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung zu beschließen. 

c. den Flächennutzungsplan im Wege der Berichtigung gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB anzu-
passen. 

Beratung/Beratungsergebnis 
Gremium Sitzung am TOP 

Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr 23.11.2017 4 

Beratung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 
   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 
 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 
Beschlussausfertigungen an: 
 
 
 
 



Problembeschreibung / Begründung 
 

Sichtvermerke der Dezernenten Sichtvermerke der Oberbürgermeis-
terin 

Sichtvermerke: 
Rechtsamt: 

Kämmereiamt 

 

Bebauungsplan „Spelzgrunder Weg, Weinsheimer Str. Gutenberger Straße, Im Winzenfeld“ 
(Nr. 14/1) 
Der Bebauungsplan ist seit 19.09.1968 rechtsverbindlich. Ziel des Bebauungsplans war es die 
Bestandssituation im Bebauungsplan festzuschreiben, erforderliche Verkehrsflächen festzusetzen 
sowie Fragen der Baugestaltung zu regeln. 
 

 
Auszug aus dem Bebauungsplan Nr. 14/1  

mit ungefährem Änderungsbereich des BP Nr. 14/1, 3. Änderung und Erweiterung (- - - )  
und der anstehenden Änderung BP Nr. 14/1, 4. Änderung und Erweiterung ( - - - ) 

 
Der Bebauungsplan Nr. 14/1 wurde durch die Bebauungsplanänderung Nr. 14/1, 3. Änderung und 
Erweiterung in 2015/16 geändert, um einen Nahversorgungsstandort (Sondergebiet Nahversor-
gung) zu etablieren. Der Bebauungsplan ist mit Bekanntmachung am 15.08.2016 rechtsverbindlich 
geworden. 
 
 
 
 



Problembeschreibung / Begründung (Fortsetzung S.2)

Ziel der Änderung des Bebauungsplans Nr. 14/1, 4. Änderung und Erweiterung 
Der Vorhabenträger ist Eigentümer des Grundstückes „ehemaliger ALDI“ sowie der Nachbar-
grundstücke. Ziel der 3. Änderung war es, die Grundstücke zu vereinigen und einen neuen Nah-
versorgungsstandort für die nordwestlichen Wohngebiete rund um die Rüdesheimer Straße zu 
schaffen, da der bisherige Standort des ALDI alleine für einen modernen Vollsortimenter zu klein 
war. Es wird ein Vollsortimenter mit rund 1.300qm Verkaufsfläche sowie 86 Stellplätze entstehen. 

Das westlich angrenzende Grundstück konnte nun kurzfristig ebenfalls vom Vorhabenträger er-
worben werden. Um einen vollwertigen Nahversorgungstandort zu errichten, der nachhaltig und 
dauerhaft eine attraktive Nahversorgung vorhält, soll in Ergänzung des Vollsortimenters ein eige-
ner Getränkemarkt sowie ein Drogeriemarkt errichtet werden. Der Drogeriemarkt sowie der Ge-
tränkemarkt sollen jeweils ca. 800qm Verkaufsfläche umfassen. Der Vollsortimenter hat bisher 
einen Getränkemarkt in der Verkaufsfläche integriert. Die damit gewonnene Fläche soll für eine 
attraktivere Warenpräsentation im Vollsortimenter genutzt werden.  

 

 
Übersichtsplan 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Über ein Verkehrsgutachten wird sichergestellt, dass sich das Vorhaben nicht negativ auf den 
Verkehr in der Rüdesheimer Straße auswirkt. 
Über eine Auswirkungsanalyse wird sichergestellt, dass die geplante Nutzung sich nicht negativ 
auf die Innenstadt auswirkt.  
Über ein Lärmgutachten wird sichergestellt, dass sich das Vorhaben nicht negativ auf die umge-

Legende 
 
- - - Abgrenzung  
      BP Nr. 14/1, 3. Änderung    
      und Erweiterung 
 
- - - Abgrenzung  
      BP Nr. 14/1, 4. Änderung 
      und Erweiterung 



Problembeschreibung / Begründung (Fortsetzung S.3)   

bende Bebauung auswirkt. 
Die vorgenannten Gutachten wurden zeitnah erstellt und im Verfahren der Öffentlichkeit und den 
Trägern öffentlicher Belange zur Verfügung gestellt.  
Zur nachhaltigen Verbesserung und langfristigen Sicherung der Nahversorgung in den nordwest-
lichen Wohngebieten der Stadt Bad Kreuznach, welche zur Aufgabenerfüllung der Sicherung der 
Daseinsvorsorge des Mittelzentrums Bad Kreuznach gehört, ist es städtebaulich erforderlich den 
Bebauungsplan Nr. 14/1 und Nr. 14/1, 3. Änderung und Erweiterung anzupassen. Ziel ist es ein 
Sondergebiet Nahversorgung festzusetzen.  
Die Grenzbeschreibung der 4. Änderung und Erweiterung ist als Anlage 1 beigefügt. 
 
Zu Beschlussvorschlag a. Abwägung der Stellungnahmen aus der Offenlage 
Der Entwurf wurde im Rahmen wurde zur Beteiligung der Öffentlichkeit vom 14.09.2017 - 
16.10.2017 ausgelegt sowie den Behörden mit Schreiben vom 04.09.2017 vorgelegt. 
Es gingen keine Anregungen zum Verfahren von Seiten der Bürgerschaft ein. Es wurden außer-
dem 41 Behörden um Stellungnahme gebeten, 9 hatten keine Bedenken, 3 haben Hinweise ge-
geben, die übrigen Behörden haben sich nicht geäußert. Stellungnahmen und Abwägungsvor-
schläge siehe Anlage 2. 
 
Zu Beschlussvorschlag b. Zustimmung zum vorliegenden Entwurf und Satzungsbeschluss 
Nach Prüfung durch die Verwaltung sind die Voraussetzungen für die Durchführung des be-
schleunigten Verfahrens gegeben. Der Bebauungsplan wurde daher im beschleunigten Verfahren 
nach § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) aufgestellt, da 
 der Bebauungsplan eine innerhalb des Siedlungskörpers gelegene Fläche umfasst und damit 

die Innenentwicklung zum Ziel hat, 
 die nach § 19 BauNVO zulässige Grundfläche weniger als 20.000 m² umfasst, 
 durch den Bebauungsplan keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht 

zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG oder nach dem Lan-
desrecht unterliegen, 

Für Bebauungspläne der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren kann von einer Umwelt-
prüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB, von einem Umweltbericht gemäß § 2a BauGB sowie von der 
Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 
sind, abgesehen werden. Das Planverfahren unterliegt nicht der Eingriffsregelung.  
Auf eine Umweltprüfung mit Umweltbericht sowie den Angaben nach §2a und 3 Abs.2 Satz2 
BauGB wurde daher im vorliegenden Verfahren verzichtet.  
Im Rahmen des Verfahrens wurden umfängliche Gutachten zur Verträglichkeit der Planung erar-
beitet. So wurde ein Gutachten zum Verkehr erstellt, um die Leistungsfähigkeit der Erschließung 
sicher zu stellen. Weiterhin wurde eine Auswirkungsanalyse zum Einzelhandel erarbeitet, welches 
die städtebauliche Zielsetzung, die Schaffung einer wohnortnahen Versorgung sowie die Verträg-
lichkeit mit der Innenstadt, bestätigt. Ein schalltechnisches Gutachten betrachtete die Auswirkun-
gen der Planung auf die Umgebung und legt Maßnahmen zur Verträglichkeit fest. Diese wurden 
in den Bebauungsplanentwurf übernommen.  
Die Gutachten und deren Ergebnisse wurden in die Begründung sowie die Planzeichnung inte-
griert. Die Unterlagen liegen als Anlage 3-8 der Vorlage bei.  
 
Dem Ausschuss wird vorgeschlagen dem Stadtrat zu empfehlen den Bebauungsplan mit örtlichen 
Bauvorschriften gem. § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 88 LBauO bestehend aus der Planzeichnung 
mit Textfestsetzungen gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung zu beschließen und die Begrün- 



Problembeschreibung / Begründung (Fortsetzung S.4) 

dung zum Bebauungsplan zu billigen (Anlagen 3-8). 
 
Zu Beschlussvorschlag c.: Anpassung des Flächennutzungsplans im Wege der Berichti-
gung 
Im beschleunigten Verfahren kann ein Bebauungsplan der von den Darstellungen des Flächen-
nutzungsplans abweicht, auch aufgestellt werden, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder 
ergänzt ist. Die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets darf nicht beein-
trächtigt werden. Dann ist der FNP im Wege der Berichtigung anzupassen. Damit entfällt ein 
förmliches Verfahren zur Änderung des Flächennutzungsplans komplett. 
Durch die Änderung des Bebauungsplans wird die geordnete städtebauliche Entwicklung nicht 
beeinträchtigt, einer Anpassung im Wege der Berichtigung steht daher nichts im Wege.  
 

  
Die Berichtigung lag sowohl bei der frühzeitigen Beteiligung aus, als auch im Rahmen der Offen-
lage und wurde den Trägern der öffentlichen Belange ebenfalls zur Kenntnis gebracht. Einwände 
gegen die Berichtigung wurden nicht erhoben. 
 
Anlagen: 
1. Grenzbeschreibung 
2. Stellungnahmen mit Abwägungsvorschlägen 
3. Planzeichnung (Auszug) mit Textfestsetzungen 
4. Begründung (Entwurf) 
5. Verkehrsgutachten 
6. Auswirkungsanalyse Einzelhandel und ergänzende Stellungnahme zum Nahversorgungs-

standort sowie ergänzende Stellungnahme der GMA 
7. Schalltechnisches Gutachten 
8. Artenschutzrechtliche Beurteilung 



Stadtverwaltung Bad Kreuznach Beschlussvorlage 

 

x öffentlich  nichtöffentlich 

 
 

Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

6/61 27.10.2017 15/293 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr 23.11.2017 

  

Betreff 

Bebauungsplan „Zwischen Nahe, Kurhausstraße und Dr.-Alfons-Gamp-Straße“ (Nr. 12/13) 
Beschluss über die Verlängerung der Veränderungssperre 

Beschlussvorschlag 
Der Ausschuss empfiehlt dem Stadtrat  
die Satzung der Veränderungssperre zur Sicherung des im Verfahren befindlichen „Zwischen Nahe, 
Kurhausstraße und Dr.-Alfons-Gamp-Straße“ (Nr. 12/13) für den in der Anlage dargestellten und im 
Folgenden beschriebenen Geltungsbereich durch Beschluss des Stadtrates am 15.10.2015 und am 
05.12.2015 öffentlich bekannt gemacht - durch Satzung um ein Jahr zu verlängern. 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Zwischen Nahe, Kurhausstraße und Dr.-Alfons-Gamp-
Straße“ (Nr. 12/13) 
Gemarkung Bad Kreuznach Flur 67 

Straßenmitte Dr.-Alfons-Gamp-Straße; Nordwest- und Westgrenze Flurstück Nr. 64/5; West- und Nordwestgrenze Flur-

stück Nr. 132/69; Nord- und Ostgrenze Flurstück 74; Ost- und Südostgrenze Flurstück 73; Südostgrenze Flurstücke 

132/69, 68, 130/67, 67/3 

Die Satzung ist Bestandteil des Beschlusses. 

Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr 23.11.2017 5 

Beratung 

 

 

 

 

 

Beratungsergebnis 
   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 
   Stimmen- 

mehrheit 
    schluss- 

vorschlag 
 der Be-

schluss 
 Einstimmig         (Rückseite) 

Beschlussausfertigungen an: 

 

 



Problembeschreibung / Begründung 

 

Sichtvermerke der Dezernenten Sichtvermerke des Oberbürgermeis-

ters 

Sichtvermerke: 

Rechtsamt: 

Kämmereiamt 

 

Ist-Zustand 

Das in Rede stehende Gebiet befindet sich seit geraumer Zeit im Umbruch. Die alte Bausubstanz 
entspricht nicht mehr heutigen Ansprüchen und ist zum Teil wirtschaftlich nicht mehr zu sanieren. 
Aufgrund der attraktiven innerstädtischen Lage besteht gleichzeitig ein hoher Siedlungsdruck.  

Alte Substanz wird daher abgerissen und wird bzw. soll durch neue Gebäude ersetzt werden. 
Konkrete Steuerungsmöglichkeiten aufgrund der bisherigen Lage im Bereich des § 34 BauGB hat 
die Stadt nur insoweit, dass sich die Neubebauung einfügen muss. Dies stellt jedoch einen sehr 
weiten Rahmen dar, der an dieser Stelle zu Fehlentwicklungen führen kann. 

 

Ziele des Bebauungsplans 

Ziel ist es, die bauliche und sonstige Nutzung des Gebietes zu leiten, da dies für die städtebauli-
che Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, An-
passung und der Umbau dieses Gebietes soll gesteuert und den Belangen der Baukultur und des 
Denkmalschutzes sowie der Gestaltung des Ortsbildes von geschichtlicher, künstlerischer und 
städtebaulicher Bedeutung soll Rechnung getragen werden. 

Gerade das Gebiet entlang der Nahe und der Kurhausstraße stellt eine wichtige Kernzone für das 
Stadtbild in Bad Kreuznach dar:   
Die Kurhausstraße ist aus einem mittelalterlichen Weg hervorgegangen. Zusammen mit dem Bau 
des ersten Kurhauses (1843) wurden die Fluchtlinien für diese Allee festgelegt. Bis 1850 war die 
Straße nahezu vollständig mit Kurgäste- und Badehäusern bebaut. Es entstanden zwei- bis vier-
geschossige klassizistische Gebäude, teils in geschlossener, teils in offener Bauweise. Anfang 
1900 wurden einige der Gebäude durch prächtige Neubauten ersetzt, die besondere Akzente set-
zen. 

Dieser Bedeutung soll im Rahmen des Bebauungsplanes Rechnung getragen werden indem, an-
gepasst an die vorhandene Bebauung sowohl auf der Süd- also auch der Nordseite der Kurhaus-
straße, Festsetzungen getroffen werden, die den Charakter der Straße auch zukünftig unterstüt-
zen und erhalten. Hierzu wurde bereits auf der Südseite der Kurhausstraße ein Bebauungsplan 
aufgestellt. Gleichermaßen soll nun ein abgeschlossener Bereich auf der Nordseite der Kurhaus-
straße städtebaulich überplant werden, da hier neue Bauvorhaben zu erwarten sind.  

Bebauungsplanverfahren 

Der Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr sowie der Stadtrat werden in 
gleicher Sitzung über den Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 12/13 beraten. 

Nach Erarbeitung konkreter Planunterlagen, die die genannten Zielsetzungen des Aufstellungsbe-



Problembeschreibung / Begründung (Fortsetzung S.2)  

schlusses für den Bebauungsplan in fassbaren Text / Plan umsetzen, soll die frühzeitige Beteili-
gung gestartet werden. 

 

Sicherung der Bauleitplanung über eine Veränderungssperre 

Die Sicherung der Bauleitplanung ist notwendig, damit die Planung nicht dadurch vereitelt oder 
wesentlich erschwert wird, dass während des Planungsvorgangs vollendete Tatsachen geschaf-
fen werden, indem bauliche Anlagen errichtet oder die Grundstücke in einer Weise verändert 
werden, die den Festsetzungen des künftigen Bebauungsplanes widersprechen. 

Die Erhaltung einer ungehinderten Planungsmöglichkeit entsprechend den Planungszielen muss 
durch eine Veränderungssperre gesichert werden. Es ist mit Bauanträgen bzw. Bauvoranfragen 
zu rechnen, die dem beabsichtigten künftigen Planinhalt entgegenstehen. 

In der der nach pflichtgemäßem Ermessen unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhält-
nismäßigkeit vorzunehmenden Abwägung darüber, welches Instrumentarium zur Sicherung der 
Planung angewandt werden soll, Veränderungssperre nach § 14 BauGB oder Zurückstellung von 
Baugesuchen nach § 15 BauGB, wird die Veränderungssperre zur effektiven Sicherung des Ge-
biets gewählt. 

Inhalt der Veränderungssperre nach § 14 BauGB ist, dass 

1. Vorhaben i.S. des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt 
werden dürfen; 

2. Erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und bau-
lichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzei-
gepflichtig sind, nicht vorgenommen werden dürfen. 

Nach § 14 Abs. 2 BauGB kann von der Veränderungssperre im Einzelfall und im Einvernehmen 
mit der Gemeinde eine Ausnahme zugelassen werden, wenn überwiegende öffentliche Belange 
nicht entgegenstehen. 

Nach § 14 Abs. 3 BauGB werden Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre 
baurechtlich genehmigt worden sind, Vorhaben von denen die Gemeinde nach Maßgabe des 
Bauordnungsrechtes Kenntnis erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der 
Veränderungssperre hätte begonnen werden dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fort-
führung einer bisher ausgeübten Nutzung von der Veränderungssperre nicht berührt. 

Nach § 16 BauGB wird die Veränderungssperre als Satzung beschlossen. Die Veränderungs-
sperre wird ortsüblich bekanntgemacht und tritt am Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft. Ein Ge-
nehmigungs- oder Anzeigeverfahren ist nicht erforderlich. 

Nach § 17 BauGB tritt die Veränderungssperre nach Ablauf von 2 Jahren außer Kraft. Die Stadt 
kann die Frist um ein Jahr verlängern. Wenn besondere Umstände es erfordern, kann die Frist 
um ein weiteres Jahr verlängert werden. 

Die Veränderungssperre ist vor Fristablauf ganz oder teilweise außer Kraft zu setzen, sobald die 
Voraussetzungen für ihren Erlass weg gefallen sind. Sie tritt in jedem Fall außer Kraft, sobald und 
soweit die Bauleitplanung rechtsverbindlich abgeschlossen ist. 



Problembeschreibung / Begründung (Fortsetzung S.3) 

Dauert die Veränderungssperre länger als 4 Jahre, ist den Betroffenen nach § 18 BauGB für 
dadurch entstandene Vermögensnachteile eine angemessene Entschädigung zu leisten. 

 

Die formelle Voraussetzungen für den Beschluss der Veränderungssperre ist durch Fassung des 
Aufstellungsbeschlusses zum Bebauungsplan „Zwischen Nahe, Kurhausstraße und Dr.-Alfons-
Gamp-Straße“ (Nr. 12/13) am 08.10.2015 durch den Ausschuss vorbereitet und am 15.10.2015 
durch den Stadtrat geschaffen worden. Das für den Beschluss der Veränderungssperre erforderli-
che Mindestmaß an Konkretisierung ist, wie voranstehend erläutert, vorhanden. 

Der Geltungsbereich der Veränderungssperre ist identisch mit dem Planbereich des Bebauungs-
planes „Zwischen Nahe, Kurhausstraße und Dr.-Alfons-Gamp-Straße“ (Nr. 12/13), für den der 
Stadtrat in gleicher Sitzung den Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB fassen wird. Die 
Grenzen der Veränderungssperre sind somit hinreichend bestimmt. 

Verlängerung der Veränderungssperre 

Nach § 17 Abs. 1 Satz 3 BauGB kann die Gemeinde die Geltungsdauer der Veränderungssperre 
um ein Jahr auf bis zu 3 Jahre verlängern.  

Die erstmalige Fristverlängerung steht im Ermessen der Gemeinde. Es ist Voraussetzung, dass 
die Satzung mit der die Verlängerung beschlossen wird, in Kraft tritt, bevor die erstmalig be-
schlossene Satzung außer Kraft getreten ist.  

Gründe für die Verlängerung der Veränderungssperre 

Es sind weiterhin die im Jahr 2015 gegebenen sachlichen Voraussetzungen erfüllt, die den ur-
sprünglichen Erlass der Veränderungssperre gerechtfertigt haben.  

Im vergangenen Zeitraum wurden die Planungen weiter betrieben und Gespräche mit dem dorti-
gen Eigentümer zur Ausgestaltung der Planung geführt. Aufgrund des aufwändigen Planverfah-
rens in der Überplanung des bereits vollständig bebauten Gebietes ist eine Verlängerung der 
Veränderungssperre daher erforderlich.  

 

 

Der Entwurf der Verlängerung der Veränderungssperre wurde mit dem Rechtsamt abgestimmt.  

 

Anlagen: 

- Satzungsentwurf mit Übersichtsplan der Grenzbeschreibung 
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Problembeschreibung/Begründung Im Jahr 2002 wurde die Stellplatzsatzung zuletzt neu gefasst und seitdem nicht geändert. Mit der jetzt vorgelegten Neufassung der Satzung wird zum einen der Stadtteil Bad Münster am Stein-Ebernburg in die Satzung aufgenommen (1., 2.); zum anderen erfolgt eine Anpassung der Geldbeträge (3., 4.).  1. Satzungsrecht Bad Münster am Stein-Ebernburg Im Gebiet des Stadtteils Bad Münster am Stein-Ebernburg galt aufgrund § 12 des Zwei-ten Landesgesetzes über den freiwilligen Zusammenschluss der Städte Bad Kreuznach und Bad Münster am Stein-Ebernburg vom 19.08.2014 die „Satzung der Stadt Bad Münster am Stein-Ebernburg über die Höhe des Geldbetrages je Stellplatz oder Garage 
nach § 47 Abs. 4 Landesbauordnung vom 15.03.2011“ fort. Diese Übergangsregelung endet zum 31.12.2017.   2. Zoneneinteilung Die Zoneneinteilung wird wie folgt geändert:  Die Zone I umfasst das Stadtgebiet Bad Kreuznach. Zone II umfasst das Gebiet der Gemarkung Bad Münster am Stein. Zone III wiederum umfasst die Stadtteile Bosenheim, Ippesheim, Planig, Winzenheim und Ebern-burg als Teil des Stadtteils Bad Münster am Stein-Ebernburg. Für Bad Münster am Stein wurde eine eigene Zone geschaffen, da dort aufgrund Flächenmangels und dadurch notwendigem Ausweichen auf Tiefgaragenstellplätze und aufgrund hoher Bodenricht-werte entsprechend hohe Herstellungskosten anfallen. Die Einbeziehung dieses Bereichs in die Zone der Stadtteile hätte zu einer Erhöhung der Herstellungskosten für diese ge-führt.   3. Änderungsbedarf der Kalkulation  Der Geldbetrag wurde zuletzt im Jahr 2002 kalkuliert. Der Rechnungshof des Landes Rheinland-Pfalz hat dies in seinem Prüfbericht (Ziffer 13.2.3) beanstandet und empfoh-len, den Geldbetrag neu zu kalkulieren: a. Die Bodenrichtwerte in der bisherigen Gebietszone II (Stadtgebiet ohne Stadttei-le) sind zum Teil um 100 % gestiegen.  b. Zudem wurde beanstandet, dass die Bodenrichtwerte nicht entsprechend ihrem Flächenanteil in den jeweiligen Bodenrichtwertzonen gewichtet waren. c. Weiterhin wurde moniert, dass Nebenkosten des Grunderwerbs (Notar-, Grund-buch- und Vermessungskosten) nicht in den bisherigen Ablösebetrag einbezogen waren.  d. Bislang lag keine Kalkulation für den Stadtteil Bad Münster am Stein-Ebernburg vor. e. Keine Kalkulation lag des Weiteren auch für den Geldbetrag nach der bisherigen Zone I (Stadtteile) vor. Dieser Geldbetrag wurde mit dem auf volle Hundert Euro aufgerundeten hälftigen Geldbetrag der bisherigen Zone I für die bisherige Zone II festgesetzt. Dies machte eine umfassende neue Kalkulation des Geldbetrages erforderlich, welche durch die Fachabteilung 600 (Bauverwaltung und Bauaufsicht) vorgenommen wurde.  4. Kalkulationsgrundlagen und Kalkulationsverfahren  Es wurden  a. die aktuellen Bodenrichtwerte eines jeden Bereiches entsprechend ihrem Flä-chenanteil gewichtet und b. die Herstellungskosten für ebenerdige Stellplätze, Hochgaragen und Tiefgaragen  
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 insbesondere anhand des Baukostenindexes 2017 (BKI),  
 mit dem für die Stadt Bad Kreuznach geltenden Regionalfaktor von 1,081  
 und einem Zuschlag von 2 % als Anpassung von 2017 auf 2018  
 unter Heranziehung der Mittelwerte (nach BKI und hilfsweise nach eige-nen Erfahrungswerten aus Baumaßnahmen)            ermittelt und anteilsmäßig gewichtet.  Hieraus ergeben sich Herstellungskosten eines Stellplatzes in Höhe von  

25.205,56 € in Zone I,  
24.643,11 € in Zone II und  
11.364,30 € in Zone III.  Die Herstellungskosten im Stadtgebiet (Zone I) und in Bad Münster am Stein (Zone II) sind wegen den Bodenrichtwerten, dem Flächenmangel, dem Grundsatz „Innenentwick-lung vor Außenentwicklung“ und dadurch bedingtem Ausweichen in Hoch- oder Tiefga-ragen deutlich höher als die Herstellungskosten in den Stadtteilen und Ebernburg (Zone III).   Nach § 47 Abs. 4 Satz 2 LBauO darf der anstelle der Herstellungsverpflichtung zu zah-lende Geldbetrag 60 % der durchschnittlichen Herstellungskosten einschließlich Grund-erwerbskosten nicht übersteigen, so dass sich unter Anwendung einer Abrundung auf volle hundert Euro Geldbeträge in Höhe von  
15.100,00 € (Zone I), 14.700,00 € (Zone II) und    6.800,00 € (Zone III)    ergeben.          Insgesamt muss beachtet werden, dass die Stellplatzablöse nach § 47 Abs. 4 Landesbauord-nung (LBauO) seitens der Stadt nur genehmigt werden darf, wenn ein selbstständiger Nach-weis nicht möglich oder grob unverhältnismäßig wäre: 
„Ist die Herstellung notwendiger Stellplätze oder Garagen nicht oder nur unter großen Schwierigkeiten möglich oder ist sie aufgrund einer Satzung nach § 88 Abs. 3 untersagt oder eingeschränkt, so kann die Bauherrin oder der Bauherr, wenn die Gemeinde zu-stimmt, die Verpflichtungen nach den Absätzen 1, 2 und 3 auch durch Zahlung eines Geldbetrags an die Gemeinde erfüllen.“ Daher kann die Stellplatzablöse nur im Ausnahmefall genehmigt werden; es obliegt grundsätz-lich dem Bauwilligen, für eigene Stellplätze zu sorgen. Nur im Ausnahmefall übernimmt die Stadt gegen die Zahlung einer Stellplatzablöse dann den zusätzlichen Aufwand und das Kos-tenrisiko aus § 47 Abs. 5 LBauO: 
„Der Geldbetrag nach Absatz 4 ist in jeweils angemessenem Verhältnis und angemes-sener Reihenfolge zu verwenden: 1. zur Herstellung, Instandhaltung und Modernisierung von Parkeinrichtungen, 2. für investive Maßnahmen zur Verbesserung des öffentlichen Personennahverkehrs oder des Fahrradverkehrs, 3. für sonstige Maßnahmen, die den Bedarf an Parkeinrichtungen verringern.“  Sichtvermerke der Dezernenten: Sichtvermerk der Oberbürgermeisterin: Sichtvermerke: Rechtsamt:    Kämmereiamt:     
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bisher KH bisher BME neu § 1 Gebietszonen  Das Stadtgebiet wird in die folgenden zwei Zonen ein-geteilt:  Zone I die Stadtteile   Planig, Bosen-heim, Ippesheim und Winzen-heim, Zone II das übrige Stadtgebiet.  

§ 1   Die Höhe des Geldbetrags je Stellplatz oder Garage 
wird auf 2.850 € festge-setzt. 

§ 1 Gebietszonen  Das Stadtgebiet wird in die folgenden drei Zonen einge-teilt:  Zone I      Stadtgebiet, Zone II Bad Münster am   Stein, Zone III  Stadtteile Bosenheim, Ip-pesheim, Planig, Winzenheim  sowie Ebernburg als Teil des Stadtteiles Bad Münster am Stein-Ebernburg.  § 2 Höhe des Geldbetrages  Der Geldbetrag für Stell-platz oder Garage wird für die  Zone I auf 3.800,00 € Zone II auf 8.500,00 €  festgesetzt.   

§ 2   Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Be-kanntmachung in Kraft; gleichzeitig tritt die Satzung vom 02.07.1991 außer Kraft. 

§ 2 Höhe des Geldbetrages  Der Geldbetrag je Stellplatz oder Garage wird für die  Zone I auf     15.100,00 €, Zone II auf     14.700,00 € und Zone III auf      6.800,00 €  festgesetzt.  § 3 Inkrafttreten und Außer-krafttreten  Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Be-kanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Sat-zung der Stadt Bad Kreuz-nach über die Festlegung des Geldbetrages zur er-satz-weisen Erfüllung der Verpflichtung zur Herstel-lung notwendiger Stellplät-ze oder Garagen (Stellplatz-satzung) vom 29.09.1987 

 § 3 Inkrafttreten und Außer-krafttreten  Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Be-kanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Sat-zung der Stadt Bad Kreuz-nach über die Festlegung des Geldbetrages zur er-satz-weisen Erfüllung der Verpflichtung zur Herstel-lung notwendiger Stellplät-ze oder Garagen (Stellplatz-satzung) vom 17.10.2002 
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i. d. F. der Änderungssat-zung vom 17.07.2001 au-ßer Kraft.  
sowie die Satzung der Stadt Bad Münster am Stein-Ebernburg über die Höhe des Geldbetrages je Stellplatz oder Garage nach § 47 Abs. 4 Landesbauord-nung vom 15.03.2011 au-ßer Kraft.                                               
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Sa t zung    der Stadt Bad Kreuznach über die Festlegung des Geldbetrages zur ersatzweisen Erfüllung der Verpflichtung zur Herstellung notwendiger Stellplätze oder Garagen (Stellplatzsatzung)  vom XX.XX.XXXX    



 
S a t z u n g   der Stadt Bad Kreuznach über die Festlegung des Geldbetrages zur ersatzweisen Erfüllung der Verpflichtung zur Herstellung notwendiger Stellplätze oder Garagen (Stellplatzsatzung) vom XX.XX.XXXX   Aufgrund des § 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Landesgesetzes vom 02.03.2017 (GVBl. S. 21), in Verbindung mit § 47 Abs. 4 der Landesbauordnung (LBauO) vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Landesgesetzes vom 15.06.2015 (GVBl. S. 77), hat der Stadtrat der Stadt Bad Kreuznach in seiner Sitzung am XX.XX.XXXX folgende Satzung beschlossen:  § 1 Gebietszonen  Das Stadtgebiet wird in die folgenden drei Zonen eingeteilt:  Zone I Stadtgebiet, Zone II Bad Münster am Stein, Zone III  Stadtteile Bosenheim, Ippesheim, Planig, Winzenheim  sowie Ebernburg als Teil des Stadtteiles Bad Münster am Stein-Ebernburg.  § 2 Höhe des Geldbetrages  Der Geldbetrag je Stellplatz oder Garage wird für die  Zone I auf 15.100,00 €, Zone II auf 14.700,00 € und Zone III auf 6.800,00 €  festgesetzt.  § 3 Inkrafttreten und Außerkrafttreten  Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Bad Kreuznach über die Festlegung des Geldbetrages zur ersatz-weisen Erfüllung der Verpflichtung zur Herstellung notwendiger Stellplätze oder Garagen (Stellplatzsatzung) vom 17.10.2002 sowie die Satzung der Stadt Bad Münster am Stein-Ebernburg über die Höhe des Geldbetrages je Stellplatz oder Garage nach § 47 Abs. 4 Lan-desbauordnung vom 15.03.2011 außer Kraft.   



Stadtverwaltung Bad Kreuznach Mitteilungsvorlage 

 

x öffentlich  nichtöffentlich 

 
 
Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

6/610 27.10.2017 17/384 
Beratungsfolge Sitzungstermin 

Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr 23.11.2017 

  

Betreff 

Aufstellung eines Bebauungsplanes und Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich 
der alten Gärtnerei Ebernburg 
 

Inhalt der Mitteilung: 

In Bad Münster am Stein-Ebernburg besteht dringender Bedarf an gewerblichen Bauflächen. Vor-
handene Betriebe suchen neue Standorte im Ortsteil. Aus diesem Grund wurden nach einer Vor-
prüfung ein Planungsvorschlag (Anlage 1) für die Ausweisung eines neuen Gewerbegebietes in 
Ebernburg erstellt und dem Ausschuss in einer Mittelungsvorlage im August 2017 vorgestellt. 

Der Entwurf sieht vor die Fläche des Bauhofes und der alten Gärtnerei als gewerbliche Baufläche 
festzusetzen. Diese Flächen befinden sich im Eigentum der Stadt. Eine im Süden angrenzende 
Fläche soll als Ausgleichsfläche herangezogen werden. Da die Erschließung aller Grundstücke, 
auch die des Bauhofes, aktuell noch nicht gesichert ist, muss die Erschließung ausgebaut werden. 
Zur Vermeidung langer Erschließungsstraßen und damit verbundenen hohen Baukosten sind zwei 
Zufahrten von der Landesstraße 379 zum Gewerbegebiet vorgesehen. Die interne Erschließung 
des Gewerbegebietes soll privat erfolgen. Diese Variante wurde mit dem Landesbetrieb Mobilität 
vorabgestimmt. Es ist vorgesehen, die Landesstraße im Bereich der südlichen Zufahrt auszuwei-
ten (sogenannte Straßenmeistereilösung) um somit einem Unfallschwerpunkt vorzubeugen. 

Nach einer grundsätzlichen Zustimmung des LBM zur Planung wird die Verwaltung einen Aufstel-
lungsbeschluss für einen Bebauungsplan und eine Änderung des Flächennutzungsplanes im Pa-
rallelverfahren vorbereiten und dem Ausschuss und Stadtrat in einer der nächsten Sitzungen vor-
legen.  

 

Anlage: 

- Planungsvorschlag Bebauungsplan „Alte Gärtnerei“ 

 

 

 

 

 

 

 


























